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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 18. März 1970 unter 
Mitwirkung de3 Senatspräsidenten Dr. Hauß sowie der 
Bundesrichtor Johannson, Wüstenberg, Dr. Pfretzschner 
und Dr. Reinhardt

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 8. Zivilsenats des öherlandesgeriehts 
Düsseldorf vom 22. Februar 1968 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht -zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Der 1923 geborene Kläger und die 1925 geborene 
Beklagte haben am 24. Februar 1949 die Ehe miteinander 
geschlossen. Aus dieser Ehe ist jiiii. Iitre.1§5:2 ge­
borener Sohn hervorgegangen. Der letzte Uesohleohts^ 
verkehr zwischen den Parteien hat im Juni 1963 statt­
gefunden. Am 13. Juli 1963 hat der Kläger die eheliche 
Wohnung verlassen, seit diesem Zeitpunkt leben die 
Parteien voneinander getrennt.

Eine vom Kläger im Jahre 1965 erhobene und auf 
§ 43 EheG gestützte Scheidungsklage ist durch Urteil
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dec Landgerichts Duisburg vom 2. Juni 1965 rechts­
kräftig abgewiesen worden.

Der Kläger begehrt nunmehr die Scheidung der Ehe 
aus § 48 EheG. Er hat hierzu die der Beklagten im 
ersten Ehescheidungsstreit gemachten Vorwürfe wieder­
holt und im übrigen vorgetragen: Die Ehe sei bereits 
im Seitpunkt der Trennung infolge des schuldhaften Ver- 
haltens der Beklagten unheilbar zerrüttet gewesen. Ge­
sundheitliche Gründe hätten ihn gezwungen, sich von 
der Beklagten zu trennen. Dieser fehle die Bindung 
an die Ehe und eine zumutbare lereitschaft, die Ehe 
fortzusetzeno Auch sie selbst habe die Ehe bereits vor 
der Trennung für zerrüttet gehalten. Nach Erlaß des 
Urteils im ersten Ehescheidungsstreit habe sie sich 
nicht mehr um ihn gekümmert und mehrere Briefe unbe- 
antwortet an ihn zurückgehen lassen.

Der Kläger hat beantragt, die Ehe der Parteien 
zu scheiden.

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten.

Sie hat der Scheidung widersprochen und hierzu 
vorgetragen: Die vom Kläger erhobenen Vorwürfe seien 
unbegründet. Die Ehe sei nicht zerrüttet. Sie halte 
auf Grund des langjährigen Zusammenlebens mit••dem 
Kläger, im Interesse des gemeinsamer Sohnes undVsuch, . 
aus religiösen Gründen an der Ehe fest. Sie sei jeder­
zeit bereit, die Ehe mit dem Kläger fortzusetzen.
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die 
Berufung des Klägers ist erfolglos geblieben.

Mit der Revision, um deren Zurückweisung die Be­
klagte bittet, verfolgt der Kläger sein Scheidungsbe­
gehren aus § 48 EheG weiter.

Ent sehei dungsgründe^_

Die nach § 547 Abs. 1 ZBO af statthafte Revision 
ist begründet.

1. Das Berufungsgericht hat den Widerspruch der Be­
klagten als zulässig angesehen. Es hat im wesentlichen 
dazu ausgeführt: Der Kläger habe sich am 13» Juli 1963 
von der Beklagten getrennt und die eheliche Gemeinschaft 
nach Abweisung seiner auf § 43 EheG gestützten Klage 
nicht wieder aufgenommen. Es spreche daher eine tat­
sächliche Vermutung dafür, daß er die Zerrüttung der 
Ehe durch sein Verschulden bewirkt habe. Sein Vortrag, 
die Ehe sei bereits zerrüttet gewesen, als er sich im 
Juli 1963 von der Beklagten getrennt habe, kenne die 
gegen ihn sprechende Vermutung nicht entkräfte», denn 
er habe für die gegen die Beklagte erhobenen Vorwürfe 
keinen Beweis erbracht.

Diese Ausführungen stimmen mit der neueren Recht­
sprechung des erkennenden Senats zur Beweislastregelung 
im Rahmen des § 48 Abs. 2 EheG rieht überein. Es wird 
hierzu auf die in NJW 1970, S. 805 und 896 veröffent-



lichten Urteile des Senats vom 4« Februar 1970 
- IV ZR 1027/68 und 1039/68 - verwiesen«.

2. Im Hinblick auf die dort aufgestellten Rechts­
grund sätze ist es rechtsirrtümlich, daß das Berufungs­
gericht aus der vom Kläger vollzogenen Trennung eine zu 
seinen Lasten gehende tatsächliche Vermutung hergoleitet 
und den Kläger der Vermutung gegenüber als beweisfällig 
angesehen hat.

Eine tatsächliche Vermutung kann nicht Platz grei­
fen. Hat der Kläger auch nicht im Vorprozeß die gegen­
über der Beklagten erhobenen Vorwürfe zu beweisen ver­
mocht , so rechtfertigte dies zwar den Mißerfolg des 
auf § 43 EheG gestützten Scheidungsbegehrens* Damit ist 
aber die im•Rahmen des § 48 Abs. 2 EheG nur erforderli­
che gewisse Wahrscheinlichkeit für die Richtigkeit der 
behaupteten Vorwürfe des Klägers nicht ausgeräumt. Eine 
solche Wahrscheinliehkeit liegt hier um so näher, als 
die Beklagte im Vorprozeß die Vorwürfe des Klägers zwar 
im wesentlichen in Abrede gestellt, aber immerhin doch 
eingeräumt hat, daß es zwischen den Parteien verschiedent­
lich Auseinandersetzungen gegeben habe, wobei auch kräf­
tige Worte gefallen seien. Ist es danach aber als wahr­
scheinlich anzusehen, daß in der Ehe der Parteien erheb­
licher Zank und Streit geherrscht hat, dann darf nicht 
verlangt worden, es müsse auch wahrscheinlich sein, daß 
der Kläger die Vorgänge, auf die er sich beruft, nicht 
selbst verschuldet hat. Vielmehr ist das von der Beklag­
ten zu beweisen. Gelingt ihr dieser Beweis nicht oder 
bleibt die Verschuldensfrage auch nur ungeklärt, so



kann das nicht au Lasten des Klägers berücksichtigt 
werden. Die hier au fordernde gewisse Wahrscheinlich­
keit besteht, wenn der Dichter auf Grund des Ergebnisses 
der Verhandlung und des daraus gewonnenen Bildes der Ehe 
zu der Auffassung gelangt, daß es sich so verhalten 
haben kann, wie es der Kläger vorbringt. In diesem Palle 
ist der Widerspruch der Beklagten nicht zulässig, es sei 
denn, daß den Kläger von der Beklagten andere schuld­
haft gesetzte ZerrUttungsursachen nachgewiesen sind 
\ind diesen das Übergewicht gegenüber den vom Kläger 
wahrscheinlich gemachten Zerrüttungsgründen beizumes- 
son ist*

Allerdings läßt sich in dem hier vorliegenden Pall 
nicht übersehen, daß die Vorwürfe, die der Kläger der 
Beklagten gemacht hat, selbst ihre Eichtigkeit in vollem 
Umfang unterstellt, dann nicht seine Lossagung von der 
Ehe rechtfertigen könnten, wenn ihm die volle Verant­
wortlichkeit für sein Verhalten beizumessen wäre. Denn 
im Normalfall berechtigt nicht jede Verfehlung und je­
des zu mißbilligende Verhalten eines Ehegatten den an­
deren, sich von der Ehe loszusagen. Es liegt im Wesen 
der Ehe begründet, daß die Ehegatten gegenseitig gegen­
über Fehlern des anderen Nachsicht walten lassen und 
auch Enttäuschungen hinnehmen müssen. Nur ernste Ver­
fehlungen oder ein sich über lange Zeit erstreckendes 
zu mißbilligendes und von dem Ehepartner verschuldetes 
Verhalten können für den anderen Ehegatten eine solche 
Belastung darstellen, daß ihm, wenn er sich deswegen 
von der Ehe abwendet, kein oder doch kein die Schuld 
des anderen Ehegatten überwiegender Schuldvorwurf gemacht 
worden kann.
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Ein solcher Normalfall liegt hier aher möglicher­
weise nicht vor. Der Kläger hat sich nämlich auf eine 
schwere Gehirnkriegsverletzung berufen. Er hat dies sub­
stantiiert unter Vorlage eines ärztlichen Attestcs vor­
getragen und unter Beweis (Sachverständigengutachten) 
gestellt o. Eine geminderte Verantwortlichkeit des Klä­
gers läßt sich daher nicht ohne weiteres ausschließen. 
Sie ist zwar für die Zulässigkeit des Widerspruchs an 
sich ohne Bedeutung. Sie kann jedoch, falls das Verhal­
ten des Klägers für die Spannungen in der Ehe vor der 
Trennung der Parteien allein oder überwiegend ursäch­
lich gewesen sein sollte, den ihm hieraus zu machenden 
Schuldvorwurf mildern. Umgekehrt kann es auch sein, daß 
die Beklagte in ihrem Verhalten gegenüber dem Kläger 
auf dessen Hirnverletzung nicht die ihr zumutbare Rück­
sicht genommen hat und hieraus ein größerer Schuldvor­
wurf ihr gegenüber herzuleiten ist.

Unter diesem Blickwinkel kann auch die Trennung des 
Klägers von der Beklagten eine andere Beurteilung ver­
langen . Sollte die unter Beweis gestellte .Behauptung 
des Klägers zutreffen, sein weiteres Verharren in der 
spannungsgeladenen Ehe sei fiir ihn mit körperlichen 
und seelischen Schäden verbunden gewesen, dann ist ihm 
möglicherweise aus der Trennung überhaupt kein Schuld­
vorwurf zu machen und die auf die Trennung zurückzu- 
fUhrende weitere Entfremdung zwisehen den Parteien 
stellt sich als ein schicksalsbedingter Umstand dar.

Diese Prägen werden sich ohne Zuziehung eines medi­
zinischen Sachverständigen nicht klären lassen. Denn 
letztlich wird es von der V eran two rt1i chke it des Klä-



gers für sein Verhalten abhängen, ob ihm ein zumindest 
überwiegendes Verschulden an der nunmehr unheilbar zer­
rütteten Ehe zur Last zu legen ist oder nichtp

3 » Um dem Berufungsgericht eine neue Prüfung und 
Würdigung unter den angegebenen rechtlichen Gesichts­
punkten zu ermöglichen, ist daher das angefochtene 
Urteil aufsuheben und der Rechtsstreit in die Vorin­
stanz zurückzuverweisen. Dabei erübrigt sich ein Ein­
gehen auf die weiteren Rügen der Revision, mit denen 
sie sich gegen die Annahme des Berufungsgerichts wendet., 
dem Kläger sei der ihm obliegende Machweis nicht gelun­
gen , daß der Beklagten die Bindung an die Ehe oder die 
zumutbare Bereitschaft, die Ehe fortzusetzen, fehlen» 
Falls es weiterhin darauf ankommen sollte, gibt die neue
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Verhandlung vor dem Berufungsgericht dem Kläger die 
Möglichkeit, seine insoweit mit der Revision geltend 
gemachten Bedenken dort vorsutrageh«

Br. Kauß Johannsen Wüstenberg

Bundesrichter 
Br. pfretsschnor 
ist beurlaubt und 
an der Unterzeich­
nung verhindert.

pr. Reinhardt

Br. Hauß
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